
   

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



   
 

2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zweck und Methodik der Studie: 
Ausgangspunkt der Untersuchung waren in der jüngsten Vergangenheit aufgetretene 
Härtefälle im Zusammenhang mit der Leerstandsabgabe. Diese gaben Anlass, die 
Ausnahmeregelungen des Gesetzes näher zu analysieren und im Rahmen eines 
Bundesländervergleichs zu bewerten. Methodisch basiert die Studie auf einer Analyse der 
gesetzlichen Bestimmungen der Zweitwohnungsabgabegesetze anderer Bundesländer, einem 
Rechtsvergleich sowie der Auswertung praktischer Erfahrungen der Vorarlberger 
Eigentümervereinigung. (März 2026) 
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Vorbemerkungen und Befund: 

Die Leerstandsabgabe wurde in Österreich bislang in vier Bundesländern – Vorarlberg, Tirol, 
Salzburg und der Steiermark – eingeführt. Die vorliegende Arbeit hat einen 
Bundesländervergleich angestellt und dabei die relevanten Ausnahmebestimmungen der 
Leerstandsgesetze untersucht.  

Es kann vorweggenommen werden, dass innerhalb dieser Regelungen das Vorarlberger 
Zweitwohnungsabgabegesetz die strengste Ausgestaltung aufweist. Zwar beinhaltet das 
Gesetz nominell die größte Anzahl an Ausnahmetatbeständen gegenüber den anderen 
Bundesländern, jedoch stellen sich diese Bestimmungen in der praktischen Anwendung als zu 
komplex und teilweise nur eingeschränkt vollziehbar dar. Außerdem erweist sich das Gesetz 
in Bezug auf die beabsichtigte Mobilisierung von spekulativem Leerstand als wenig 
zielgerichtet.  

Die mangelnde Treffsicherheit der bestehenden Ausnahmeregelungen führt dazu, dass in der 
Praxis überwiegend nicht spekulativer Leerstand erfasst wird. Dies mit dem Ergebnis, dass 
Eigentümer von Gebäuden und Wohnungen betroffen sind, deren Objekte aus rechtlichen, 
tatsächlichen oder wirtschaftlichen Gründen nicht vermietbar sind.  

Durch den Zwang zur (unternehmerischen) Vermietung, das dadurch entstehende finanzielle 
Risiko, den organisatorischen Aufwand, aber auch die oft notwendigen Sanierungskosten die 
anfallen, um Wohnungen vermietbar zu machen, geraten insbesondere ältere oder 
beeinträchtigte Eigentümer: innen oder solche mit begrenzten finanziellen Möglichkeiten 
unter zusätzlichen Druck.  

Auf besondere Kritik stoßen jene unverständlichen Fälle, in denen das Gesetz die Gemeinde 
zur Vorschreibung einer Abgabe zwingt, obwohl die Wohnungen nachweislich vermietet und 
zu keinem Zeitpunkt leer gestanden waren.  

Die in jüngster Vergangenheit bekannt gewordenen Fälle, in denen den Betroffenen 
Eigentümern von einigen Gemeinden mit der Überprüfung der Abbruchreife der Gebäude 
gedroht wurde, wenn sie sich auf den Ausnahmetatbestand der Unvermietbarkeit wegen 
baulich schlechtem Zustand bezogen hatten, motivierten die Autoren, die Ausgestaltung und 
Treffsicherheit des Gesetzes näher zu untersuchen. 

Das ursprüngliche Ziel der Landesregierung bestand darin, durch die Einführung der 
Leerstandsabgabe spekulativen Leerstand zu reduzieren und dadurch zusätzlichen Wohnraum 
für den Wohnungsmarkt zu aktivieren. Die derzeitige gesetzliche Ausgestaltung wird diesem 
Ziel jedoch kaum gerecht. Anstatt primär spekulativ motivierten Leerstand zu adressieren, 
führt die aktuelle Regelung in ihrer praktischen Wirkung häufig auch zu einer Belastung von 
Leerständen, die aus strukturellen, persönlichen oder wirtschaftlichen Gründen entstehen.  

Es steht damit fest, dass bei vielen Leerständen zwingende Umstände bestehen, an denen 
auch eine Leerstandsabgabe nichts ändern wird und die Eigentümer aufgrund der fehlenden 
und sachlichen Ausnahmetatbestände aber dennoch mit einer Abgabe belastet werden. In 



   
 

4 

diesen Fällen besteht keinerlei Lenkungseffekt, sodass die Regelung teilweise als sozial 
unausgewogen und sachlich nicht gerechtfertigt kritisiert wird. 

Vor diesem Hintergrund erscheint eine Evaluierung der bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen geboten. In dieser Studie wird aufgezeigt, welche gesetzgeberischen 
Anpassungen erforderlich sind, um die Treffsicherheit der Leerstandsabgabe zu erhöhen, 
Härtefälle zu vermeiden und einen unverhältnismäßigen Lastendruck für einzelne 
Eigentümergruppen zu reduzieren.  

 

I. Die derzeit geltenden Ausnahmen:  

 
Der Ausnahmenkatalog des § 2 Abs 4 ZAG lautet derzeit wie folgt: 

„… 

(4) Ausgenommen sind:  

 a) Wohnungen, die bestimmungsgemäß und beständig Zwecken der 

gewerblichen Beherbergung von Gästen dienen, soweit sie gemäß § 16 des 

Raumplanungsgesetzes nicht als Ferienwohnung gelten,  

 b) Wohnungen, die bestimmungsgemäß und beständig wie bei der 

Privatzimmervermietung über die örtliche Tourismusorganisation angeboten und 

jeweils nur für kurze Zeit an ständig wechselnde Gäste überlassen werden, sofern 

keine Eigennutzung durch die abgabepflichtige Person oder deren nahe Angehörige (§ 

16 Abs. 4 des Raumplanungsgesetzes) erfolgt, 

 c) Wohnungen, die bestimmungsgemäß und beständig auch unmittelbar 

als Arbeitsstätte für Zwecke der selbständigen Berufsausübung mit Kundenkontakten, 

wie z.B. als Arzt oder Ärztin, Psychotherapeut oder Psychotherapeutin udgl., 

verwendet werden,  

 d) Wohnungen, die bestimmungsgemäß und beständig als Unterkunft im 

Rahmen des Schulbesuchs, des Wehr- oder Zivildienstes, der Berufsausbildung oder 

der Berufsausübung verwendet werden,  

 e) eine bisher als Hauptwohnsitz verwendete Wohnung, die aufgrund der 

Betreuung der wohnungsinnehabenden Person in einer stationären Einrichtung oder 

aus vergleichbaren Gründen von dieser nicht mehr als Hauptwohnsitz verwendet 

werden kann; dies gilt nicht, wenn die Wohnung beständig Dritten zur Nutzung 

überlassen wird, 

 f) Wohnungen, die bestimmungsgemäß und beständig für Zwecke der 

notwendigen Pflege oder Betreuung von Menschen verwendet werden,  

 g) eine Wohnung, die den Anforderungen, wie sie nach den 

bautechnischen Vorschriften für barrierefrei zu gestaltende Wohnungen gelten, 

entspricht und dem Eigentümer oder der Eigentümerin als Altersvorsorge dient, sofern 

der Eigentümer oder die Eigentümerin den Hauptwohnsitz in derselben Gemeinde in 
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einer Wohnung hat, die über keinen barrierefreien Zugang verfügt; dies gilt nicht, 

wenn die Wohnung beständig Dritten zur Nutzung überlassen wird, 

 h) eine Wohnung in einem Wohnhaus mit höchstens zwei Wohnungen, 

sofern der Eigentümer oder die Eigentümerin des Wohnhauses in der anderen 

Wohnung den Hauptwohnsitz hat; dies gilt nicht, wenn die Wohnung beständig Dritten 

zur Nutzung überlassen wird, 

 i) Wohnungen gewerblicher Bauträger in der Zeit zwischen Neuerrichtung 

und erstmaliger Veräußerung, höchstens auf die Dauer von drei Jahren; dies gilt nicht, 

wenn die Wohnung beständig Dritten zur Nutzung überlassen wird, 

 j) Wohnungen, die im Rahmen des Projekts der Landesregierung „Sicher 

Vermieten“ zur Aktivierung von Leerstand zur Miete angeboten werden,  

 k) Wohnungen, deren Benützung aufgrund eines verwaltungspolizeilichen 

Auftrages nach dem Baurecht oder sonst nach anderen rechtlichen Vorschriften nicht 

zulässig ist, 

 l) Wohnungen, die aufgrund ihres Zustandes den Erfordernissen der 

Sicherheit und Gesundheit nicht entsprechen und deren Instandsetzung wirtschaftlich 

nicht zumutbar ist. 

…“ 

 

 

II. Notwendige Anpassung und Ergänzung der bestehenden Ausnahmen 
 

Im Folgenden werden jene Ausnahmetatbestände herausgearbeitet, die nach Ansicht der 

Studienautoren in der Praxis und aus rechtlicher Sicht die größten Schwierigkeiten und Härten 

bereiten: 

 

1) Wohnungen in schlechtem baulichem Zustand (lit. l) 

Derzeitige Rechtslage: 

Die Ausnahme des schlechten baulichen Zustandes besteht de facto nur dann, wenn das 
Objekt abbruchreif ist. 

Derzeit sind laut Gesetz Wohnungen von der Leerstandsabgabe befreit, wenn deren „Zustand 
den Erfordernissen der Sicherheit und Gesundheit nicht entsprechen und deren Instandsetzung 
wirtschaftlich nicht zumutbar ist“. Das entspricht der Abbruchreife nach dem BauG. 

Zentrale Herausforderungen der bestehenden Regelung: 

Damit die derzeitige Ausnahme greift, muss das Gebäude de facto einsturzgefährdet sein. 

Zudem wird in den Erläuterungen zur Regierungsvorlage ausdrücklich auf den Zusammenhang 

mit § 47 Baugesetz verwiesen. Wenn eine Wohnung also aufgrund ihres baulichen Zustandes 

den Anforderungen der Sicherheit oder Gesundheit nicht entspricht, wäre die zuständige 

Behörde grundsätzlich verpflichtet, gemäß § 47 BauG mit Abbruchbescheid entsprechende 
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Maßnahmen bis hin zur Beseitigung des Bauwerks anzuordnen. In Fällen, in denen die 

Voraussetzungen der Ausnahme erfüllt wären, würde nach Baugesetz sowieso ein 

Abbruchauftrag in Betracht kommen. Nach erfolgtem Abbruch entfällt jedoch bereits aus 

tatsächlichen Gründen die Grundlage für die Einhebung einer Leerstandsabgabe.  

Diese Ausnahme ist daher in Wirklichkeit keine echte Ausnahme. 

Die Abbruchreife allein befreit aber noch nicht von der Leerstandsabgabe, sondern erst dann, 
wenn feststeht, dass die Beseitigung des „Abbruchzustandes“ unmöglich oder so teuer ist, 
dass er wirtschaftliche „nicht zumutbar“ ist. Hier wird allerdings  der Begriff der 
wirtschaftlichen Unzumutbarkeit nicht gesetzlich näher konkretisiert Der Eigentümer muss 
also zusätzlich nachweisen, dass die Kosten der Gesamtsanierung im Verhältnis zum Wert des 
Gebäudes nicht mehr rentabel oder vernünftig sind. Es bleibt völlig unklar, wann eine 
Instandsetzungsmaßnahme wirtschaftlich nicht zumutbar ist.  

Die derzeitige Ausnahmeregelung entfaltet daher keine praktische Wirkung. Vielmehr ist sie 

derart eng gefasst, dass sie ihrem intendierten Zweck nicht gerecht wird. 

Änderungsvorschlag: 

Wohnungen, die aus rechtlichen, bautechnischen oder sonstigen vergleichbaren Gründen 

nicht gebrauchstauglich oder nutzbar sind und deren Instandsetzung subjektiv und 

wirtschaftlich nicht zumutbar ist, müssen von der Leerstandsabgabe befreit werden. 

Mögliche Eckpunkte einer Legaldefinition für die subjektive und wirtschaftliche Zumutbarkeit: 

 Die Sanierungskosten überschreiten den Verkehrswert der Liegenschaft um mehr als 

5 %.  

 Aus den vorzulegenden Einkommensverhältnissen ergibt sich die subjektive 

Unzumutbarkeit der Instandsetzung, da die Finanzierung der notwendigen 

Instandsetzungsmaßnahmen nicht ohne Beeinträchtigung des laufenden Unterhalts 

möglich ist. 

 Aufgrund der Sanierungskosten kann die Wohnung nicht kostendeckend vermietet 

werden.  

 Amortisationszeit von mehr als 10 Jahren.  

 

Durch diese Ausnahme wird sichergestellt, dass Wohnungen, die nicht mit vernünftigen 
wirtschaftlichen Mitteln nutzbar gemacht werden können, von der Leerstandsabgabe befreit 
werden, damit der Eigentümer nicht zum Verkauf oder zu einer finanziellen Überlastung 
gezwungen wird. 

Alle anderen Bundesländer, wie Tirol, Salzburg und Steiermark haben eine derartige, 
vergleichbare Ausnahme in Ihrem Landesgesetz aufgenommen.  
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2) Wohnungen zur Altersvorsorge (lit. g) 

Derzeitige Rechtslage: 

Bei Anschaffung einer barrierefreien Wohnung zur Altersvorsorge muss diese 

Vorsorgewohnung in derselben Gemeinde sein, in der der Eigentümer wohnt. 

Oder umgekehrt: Der Eigentümer darf zur Vermeidung einer Leerstandsabgabe nicht in eine 

andere Gemeinde ziehen.  

Eine Wohnung, die barrierefrei gestaltet ist und der Altersvorsorge dient, ist begünstigt, wenn 

der Eigentümer bzw. die Eigentümerin den derzeitigen Hauptwohnsitz in derselben 

Gemeinde hat und dort kein barrierefreier Zugang besteht.  

Zentrale Herausforderungen der bestehenden Regelung: 

Die Regelung, wonach die Ausnahme nur gilt, wenn die barrierefreie Wohnung in derselben 
Gemeinde liegt, wie die Wohnung, in der aktuell der Hauptwohnsitz gemeldet ist, ist nicht nur 
sachlich ungerechtfertigt, sie widerspricht auch dem Gleichheitsgrundsatz. Es gibt keine 
sachliche Begründung dafür, weshalb jemand, der eine barrierefreie Wohnung in derselben 
Gemeinde hat, in der er selbst wohnt, gegenüber jemandem, der in der Nachbargemeinde 
wohnt, bevorzugt werden soll. 

Nicht einzusehen ist auch, warum eine vernünftige Befreiung davon abhängig sein soll, wo 
jemand wohnt. Zieht der betroffene aus persönlichen Gründen in die Nachbargemeinde 
(Kinderbetreuung, Enkel, Pflege etc.), so fällt der Grund für den Ausnahmezustand weg. 

Ein Denkfehler dürfte dem Gesetzgeber in der Definition der „Barrierefreiheit“ unterlaufen 
sein. Demnach sollen die eigene und bewohnte Wohnung bereits dann als barrierefrei gelten, 
wenn ein stufenloser Zugang zur Wohnung gewährleistet ist. Ist zwar der Zugang zur 
bewohnten Wohnung stufenlos, der Rest der Wohnung jedoch nicht barrierefrei, fällt man 
wiederum aus diesem Ausnahmetatbestand heraus. Der Gesetzgeber unterstellt damit 
folgendes: wenn die bewohnte Wohnung allein über einen stufenlosen Zugang verfügt, 
braucht man keine (wirklich) barrierefreie Vorsorgewohnung. 

Bedauerlicherweise stellt das Gesetz nur darauf ab, ob der Eigentümer zum Zeitpunkt der 
Abgabeschuld eine Wohnung mit stufenlosem Zustand bewohnt. Das könnte auch eine 
Mietwohnung sein. Das Gesetz muss darauf abstellen, ob er schon im Eigentum einer 
barrierefreien Wohnung ist. 

Änderungsvorschlag: 

Unabhängig vom Wohnort in Vorarlberg sollen Wohnungen, die der Altersvorsorge dienen, 
von der Leerstandsabgabe befreit werden.  
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Dies soll nur dann entfallen, wenn der Eigentümer bereits eine barrierefreie Wohnung hat. 
(Dabei darf nicht nur auf den Zugang zur Wohnung abgestellt werden.) 

Auch alle anderen Bundesländer nehmen Wohnungen, die aus gesundheitlichen oder 
altersbedingten Gründen nicht (mehr) verwendet werden können, von der 
Leerstandsabgabe aus.  

 

3) Wohnungen zur Berufsausübung nur bei Kundenkontakt (lit. c)  

Derzeitige Rechtslage: 

Ausgenommen sind Wohnungen, die bestimmungsgemäß und beständig auch unmittelbar als 

Arbeitsstätte für Zwecke der selbständigen Berufsausübung, wie z.B. als Arzt oder Ärztin, 

Psychotherapeut oder Psychotherapeutin udgl. verwendet werden.  

Dies aber nur, wenn Kundenkontakt nachgewiesen werden kann. 

Zentrale Herausforderungen der bestehenden Regelung: 

Verfassungsrechtlich wirft diese Bestimmung ernsthafte Bedenken auf. Die Rechtfertigung der 

Privilegierung von Berufen mit Kundenkontakt gegenüber Berufen ohne Kundenkontakt ist 

nicht gegeben. Auch ohne Kundenkontakt kann nachgewiesen werden, dass die Wohnung 

lediglich zur Berufsausübung verwendet wird.  

Eine solch gravierende Benachteiligung von Berufsgruppen ist sachlich mit nichts zu 

rechtfertigen. 

Zahlreiche Berufe insbesondere digital oder administrativ ausgeübte Tätigkeiten pflegen idR 

keinen Kundenkontakt im Objekt. Zudem sollte hier mitbedacht werden, dass viele 

Berufsgruppen aufgrund von Datenschutz, Berufsgeheimnissen oder vertraglichen 

Verschwiegenheitserklärungen ihre Kunden überhaupt nicht nennen dürfen.  

Änderungsvorschlag: 

Wie in den anderen Bundesländern soll auch in Vorarlberg das Kriterium des 
Kundenkontakts rausgestrichen werden.  

 

III. Leerstandsabgabe ohne Leerstand (§ 2 Abs. 2 lit. a ZAG) 

Problemstellung: 

Abgabepflichtig sind Wohnungen, in denen kein Hauptwohnsitz nach dem Meldegesetz 
gemeldet ist. Dies gilt auch dann, wenn die Wohnung nachweislich und dauerhaft als 
Hauptwohnsitz vermietet oder genutzt wurde. 
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Die Gemeinde ist auch dann verpflichtet, für den Zeitraum der unterlassenen Meldepflicht 
eine Leerstandsabgabe vom Eigentümer und Vermieter ein zu heben, wenn der Eigentümer 
z.B. mit einem schriftlichen Mietvertrag die Vermietung nachweist. 

Der deklarierte Zweck des Gesetzes ist es, Leerstand zu bekämpfen. Es ist vor diesem 
Hintergrund nicht zu rechtfertigen, dass ein Eigentümer, der den Wunsch des Gesetzgebers 
erfüllt, trotzdem Leerstandsabgabe zu bezahlen hat. Das muss von den Betroffenen als 
schikanös empfunden werden. 

Ergänzungsvorschlag : 

Bei Nachweis der tatsächlichen Nutzung oder Vermietung des Objektes muss eine 
Leerstandsabgabe sowohl für vergangene als auch zukünftige Zeiträume ausgeschlossen sein. 
Die Bezugnahme auf eine Meldung nach dem Meldegesetz ist als rein formalistisches 
Kriterium unbrauchbar. 

 

IV. Dringend benötigte Erweiterung der Ausnahmeregelungen 
 

1) Nicht benutzbare Wohnungen: 

Problemstellung: 

Eine Wohnung, in welcher Sanierungs- oder Instandsetzungsarbeiten durchgeführt werden, 
ist nicht nutzbar. Trotzdem ist es notwendig und auch wohn-, umwelt- und sozialpolitisch 
wünschenswert, dass Wohnungen in einem dem Stand der Technik entsprechenden Zustand 
gehalten und somit regelmäßig saniert und instandgesetzt werden. Nur so kann gewährleistet 
werden, dass einerseits den stetig wachsenden Anforderungen des Umweltschutzes Genüge 
getan wird als auch die Bausubstanz erhalten bleibt.  

Auch findet durch die Einhebung der Abgabe auf eine Wohnung, die gerade saniert oder 
instandgesetzt wird, keine Aktivierung von Wohnraum statt.  

Es wird vom Gesetzgeber geradezu beabsichtigt, leerstehende Wohnungen nötigenfalls durch 
Sanierung und Bewohnbarmachung zu aktivieren. Solche Vorbereitungstätigkeiten mit der 
Abgabe zu belasten, ist geradezu sinnentleert. 

Ergänzungsvorschlag: 

Um sohin eine zwecklose zusätzliche Belastung zu verhindern, muss der Ausnahmetatbestand 
in den Ausnahmekatalog aufgenommen werden. Jene Zeit, in welcher eine Wohnung saniert 
oder instandgesetzt wird, sollte einen vorhandenen Hauptwohnsitz gleichgestellt werden.  

Dieser Zeitraum kann vom Vermieter durch einfache Maßnahmen wie Rechnungen und 
Angebote von Handwerkern dargelegt werden. Eine solche weitergehende Ausnahme führt 
sohin auch nicht zu einer zusätzlichen Belastung der Verwaltung. 
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Auch Tirol und Steiermark führen in Ihren Ausnahmekatalogen einen vergleichbaren 
Ausnahmetatbestand.  

 

2) Nicht-Vermietbarkeit trotz nachweislich geeigneter Bemühungen 

Problemstellung: 

Trotz klarer Vermietungsabsicht und entsprechender Bemühungen des Vermieters (Inserate 
etc.) ist es tagtägliche Realität, dass sich für eine Wohnung auch über einen Zeitraum zB von 
sechs Monaten hinweg kein geeigneter Mieter findet. Selbsterklärtes Ziel der 
Leerstandsabgabe ist es, Leerstände zu aktivieren, sodass diese am Markt angeboten und für 
Mieter verfügbar werden. Nicht jedoch sollen jene Vermieter belastet werden, die ihre 
Wohnung gerade im Sinne der Leerstandsabgabe am Markt zum ortsüblichen Mietzins 
anbieten.  

Im Übrigen erzielt die Leerstandsabgabe in diesem Fall keinen Lenkungseffekt, da die 
Wohnung ohnehin am Markt angeboten wird.  

Hingegen wären ohne diese Ausnahmeregelungen Vermieter:innen, die trotz nachweislicher 
Bemühung keinen passenden Mieter finden, mehrfach bestraft durch Mietentgang, 
Inseratkosten und Leerstandsabgabe.  

Ergänzungsvorschlag: 

Wohnungen, die am Markt zu einem ortsüblichen Mietzins über einen Zeitraum von 
mindestens sechs Monaten angeboten werden, sollen von der Leerstandsabgabe 
ausgenommen werden.  

Ob eine Wohnung am Markt angeboten wird, kann einfach überprüft und vom Eigentümer 
oder der Eigentümerin mittels Nachweises des Inserats dargelegt werden.  

Eine idente Regelung gibt es auch in Tirol und Salzburg.  

 

3) Unzumutbarkeit der Vermietung 

Problemstellung: 

Die Vermietung von Wohnungen ist mit einem dem unternehmerischen Risiko vergleichbaren 
Risiko verbunden. Dies beginnt bereits bei der Erstellung eines Mietvertrages. Werden hierbei 
Fehler gemacht und beispielsweise eine Befristung unwirksam vereinbart, wandelt sich das 
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Mietverhältnis automatisch in ein unbefristetes und somit kündigungsgeschütztes 
Mietverhältnis um. Die Konsequenz daraus ist eine faktische Enteignung. 
 
Aber auch abseits der Vertragserstellung treffen den Vermieter zahlreiche weitere Risiken, 
wie etwa Mietausfälle, Räumungsprozesse oder Beschädigungen an der Wohnung. 
 
Es ist nicht einzusehen, warum Menschen mit Behinderung, sonstiger gesundheitlicher oder 
körperlicher Beeinträchtigungen, Krankheit oder aufgrund fortgeschrittenen Alters, denen es 
aus nachvollziehbaren Gründen nicht zumutbar ist, die organisatorischen Anforderungen, wie 
etwa: 

- Maklerbeauftragung und -kosten 
- Steuerberater 
- Rechtsanwalt (Mietvertragserstellung) 
- Evtl. Bauunternehmen zur Herstellung der Vermietbarkeit 
- Reinigungs- und Räumungsfirmen nach Auszug 
- Handwerker bei laufenden Wartungen und Reparaturen im Objekt 
- Energieausweis  
- Erstellung Betriebskostenabrechnung 
- Mahnwesen 
- Mietverwaltung 
- Erstellung einer Hauptmietzinsreserve 
- Schadenssanierungen 
- Gerichtsverfahren (Mietzins- und Räumungsklagen, Mietzinsanpassungsverfahren, 

Verfahren nach § 3 MRG bei Forderung des Mieters nach Sanierung des Gebäudes etc.) 
- Heizungswartung 
- Sicherheitskontrollen des Gebäudes nach ÖNorm 1300 
- Mieteranfragen und -reklamationen 
- An- und Abmeldung des Mieters bei Strom und Wasseranbieter 
- Überprüfung der Hauptwohnsitzmeldung des Mieters (bei sonstiger Leerstandsabgabe) 
 
sowie die damit verbundenen finanziellen Risiken einer Vermietung zu bewältigen. Es darf 
angemerkt werden, dass es Berufstätigkeiten gib, die mit einem geringeren, 
unternehmerischen Risiko verbunden sind, als die Vermietung, was regelmäßig unterschätzt 
wird. Die Forderung, der Leerstand möge eben vermietet werden, wird in der politischen 
Debatte häufig verkürzt und unbedarft dargestellt. 
 
Ergänzungsvorschlag: 

Bei gesundheitlicher Unzumutbarkeit der Ausübung der unternehmerischen Tätigkeit der 
Vermietung, muss ein Befreiungstatbestand vorliegen.  
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4) Vorsorgewohnungen für Kinder (ein Ausnahme je Kind) 

Problemstellung: 

Viele Eltern kaufen frühzeitig eine Wohnung für ihre Kinder. Diese sollen oft erst später 
genutzt werden, etwa wenn das Kind eine Ausbildung beginnt, eine Familie gründet, das 
Studium beendet oder ins Berufsleben eintritt. Solche Wohnungen stehen daher nicht aus 
spekulativen Gründen leer. Der Leerstand entsteht vielmehr, weil die Wohnung für die spätere 
Nutzung durch das Kind oder die Familie vorgesehen ist und oft auch eine persönliche Bindung 
daran besteht. 

Eine zwischenzeitliche Vermietung ist häufig nicht möglich, da das österreichische 
Mietrechtsgesetz strenge Vorgaben zur Mindestdauer von Mietverträgen von derzeit 
mindestens 5 Jahren (!) vorsieht. 

Wird etwa das Ende der Ausbildung innerhalb der nächsten drei Jahre erwartet, ist es nicht 
zumutbar, eine Vermietung mit einer Mindestdauer von fünf Jahren zu verlangen. Eine solche 
Vorgabe würde den vorgesehenen Zweck der Wohnung als Vorsorge für das Kind vereiteln. 

Eine Leerstandsabgabe auf solche Wohnungen würde daher weder zusätzlichen Wohnraum 
auf den Markt bringen noch eine steuernde Wirkung entfalten, weil eine Vermietung von 
vornherein nicht beabsichtigt ist. 

Ergänzungsvorschlag: 

Auch in Vorarlberg sollte es eine Ausnahme für solche Vorsorgewohnungen zugunsten von 
Kindern geben. Um Missbrauch zu vermeiden, könnte diese Ausnahme auf maximal eine 
Wohnung pro Kind beschränkt werden. 

Zusätzlich kann eine Altersgrenze vorgesehen werden. In Salzburg gilt eine solche Ausnahme 
beispielsweise nur bis zum vollendeten 40. Lebensjahr des Kindes. 

Durch diese Einschränkungen lässt sich verhindern, dass die Leerstandsabgabe für spekulative 
Zwecke umgangen wird. 

Sowohl der Landesgesetzgeber in der Steiermark als auch jener in Salzburg haben dieses 
gesellschaftliche Bedürfnis erkannt und aus diesem Grund eine Ausnahme für 
Vorsorgewohnungen in ihre jeweiligen Gesetze aufgenommen. 
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5) Wohnungen im Verlassenschaftsverfahren 

Problemstellung: 

Während eines laufenden Verlassenschaftsverfahrens ist es rechtlich und tatsächlich oft 
schwierig, über die Wohnung zu verfügen oder notwendige Dispositionen zur Nutzung oder 
Vermietung zu treffen. Dies vor allem, da die Dauer und der Ausgang des Verfahrens oft 
unbekannt ist. 

Diesen Umstand haben andere Bundesländer berücksichtigt, nicht aber Vorarlberg. 

Ergänzungsvorschlag: 

Wohnungen, die sich in einem Verlassenschaftsverfahren befinden, werden von der 
Leerstandsabgabe befreit.  

Auch andere Landesgesetzgeber (Tirol und Salzburg) haben eine entsprechende Ausnahme 
normiert.  

 

6) Denkmalgeschützte Objekte 

Problemstellung: 

Bei denkmalgeschützten Wohnungen ist die Herstellung eines vermietbaren Zustands oft mit 
erheblichen Mehrkosten und nur unter strengsten Auflagen möglich. Aufwand und Dauer 
übersteigen regelmäßig eine gewöhnliche Instandsetzung, zudem bestehen zusätzliche 
gesetzliche Erhaltungspflichten. Eine Vermietung ist daher häufig nur eingeschränkt möglich. 

Der Denkmalschutz belastet Eigentümer bereits in erheblichem öffentlich-rechtlichem 
Ausmaß, sodass eine zusätzliche Belastung durch eine Leerstandsabgabe als unzumutbare 
Doppelbelastung und nicht sachgerecht erscheint. 

Eine Nutzung denkmalgeschützter Wohnungen zu reinen Spekulationszwecken ist – wie 
dargelegt – nicht zu erwarten und muss daher ausgenommen werden. 

Ergänzungsvorschlag : 

Es sollte eine Befreiung für Objekte vorgesehen werden, deren Denkmaleigenschaft durch das 
Bundesdenkmalamt festgestellt wurde.  

Auch in der Steiermark wird dieser Ausnahmetatbestand geregelt.  
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7) Zeitnah beabsichtigter Eigenbedarf 

Problemstellung: 

Durch die Novelle des Mietrechtsgesetzes (in Kraft seit 1.1.2026) wurde die Mindestbefristung 
von drei auf fünf Jahre verlängert. Dies führt dazu, dass Eigentümer ihre Wohnung nunmehr 
zumindest auf fünf Jahre befristet vermieten müssen.  

Um jedoch eine Leerstandsabgabe zu vermeiden, müsste ein Vermieter eine Wohnung, die er 
in absehbarer Zeit selbst zu bewohnen beabsichtigt, zunächst vermieten. Sodann steht sie 
dem Eigentümer für mindestens 5 Jahre nicht mehr zur Deckung des eigenen 
Wohnbedürfnisses zur Verfügung.  

Ergänzungsvorschlag : 

Dieses Problem lässt sich vermeiden, wenn das Gesetz eine Ausnahme vorsieht: Wohnungen 
sollen von der Leerstandsabgabe befreit sein, wenn sie in absehbarer Zeit (z. B. innerhalb von 
drei Jahren) zur Deckung des Eigenbedarfs genutzt werden. 

Auch der Tiroler Landesgesetzgeber hat diese Problematik erkannt und eine entsprechende 
Ausnahme normiert 

 

8) Immobilien im Verkaufsprozess 

Problemstellung: 

Mit der Ausnahme des § 2 Abs. 4 lit. i ZAG hat der Landesgesetzgeber bereits erkannt, dass 
sich Verkaufsprozesse von Wohnungen über einen längeren Zeitraum hinziehen können und 
eine Vermietung während dieser Zeit oder eine Belastung mit der Leerstandsabgabe 
unverhältnismäßig ist. Derzeit ist diese Ausnahme jedoch ausschließlich auf Bauträger und 
Neubauten beschränkt. Eine sachliche Rechtfertigung, diese Ausnahme nicht auch auf andere 
Immobilienverkäufer auszuweiten, besteht nicht. Zudem ist zu berücksichtigen, dass 
Bauträger in der Regel über professionellere Strukturen verfügen (etwa eigene 
Verkaufsabteilungen) als Privatpersonen. 

Ergänzungsvorschlag : 

Eine Ausnahme für Wohnungen, die sich in einem ernsthaften Verkaufsprozess befinden, ist 

analog zur Ausnahme gemäß lit. i sachlich gerechtfertigt und gefordert. Vom Eigentümer ist 

nachzuweisen, dass die Wohnung ernsthaft am Markt zum Verkauf angeboten wird (z.B. durch 

Maklerauftrag, Online-Exposé, Inserate oder dokumentierte Besichtigungstermine). 
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Zusammenfassung 

Die vorliegende Studie zur Leerstandsabgabe in Vorarlberg zeigt, dass die derzeitige 

gesetzliche Ausgestaltung des Zweitwohnungsabgabegesetzes (ZAG) das ursprünglich 

angestrebte Ziel, spekulativen Leerstand zu reduzieren und zusätzlichen Wohnraum zu 

mobilisieren, nicht erreicht. Im Bundesländervergleich erweist sich das Vorarlberger Modell 

zwar als besonders streng, trotzdem fehlt es den bestehenden Regelungen an der 

notwendigen Treffsicherheit. 

Zentrales Problem ist, dass die Leerstandsabgabe in ihrer praktischen Wirkung überwiegend 

nicht spekulativen Leerstand erfasst. Betroffen sind vielfach Wohnungen, die aus rechtlichen, 

baulichen, wirtschaftlichen oder persönlichen Gründen nicht vermietbar oder nicht nutzbar 

sind. In diesen Fällen entfaltet die Abgabe keinen Lenkungseffekt, sondern führt lediglich zu 

einer zusätzlichen finanziellen Belastung der Eigentümer. Besonders betroffen sind ältere 

Menschen, gesundheitlich eingeschränkte Personen sowie Eigentümer mit begrenzten 

finanziellen Mitteln, denen eine Vermietung oder Sanierung faktisch nicht zumutbar ist. 

Die Analyse der bestehenden Ausnahmetatbestände gemäß § 2 Abs. 4 ZAG zeigt, dass diese 

zwar zahlreich, jedoch vielfach zu eng gefasst, systematisch unscharf oder in der praktischen 

Anwendung kaum vollziehbar sind. Teilweise entfalten sie überhaupt keine eigenständige 

Wirkung, wie etwa die Ausnahme für Wohnungen in schlechtem baulichem Zustand, die de 

facto erst bei Abbruchreife greift. Darüber hinaus bestehen sachlich nicht gerechtfertigte 

Differenzierungen, etwa bei der Privilegierung von beruflicher Nutzung nur bei Vorliegen von 

Kundenkontakt oder bei der Einschränkung von Altersvorsorgewohnungen auf dieselbe 

Gemeinde. 

Besonders problematisch ist zudem die derzeitige Anknüpfung der Abgabepflicht an 

melderechtliche Kriterien. Dies führt in der Praxis dazu, dass selbst tatsächlich vermietete und 

genutzte Wohnungen der Leerstandsabgabe unterliegen können, wenn keine entsprechende 

Hauptwohnsitzmeldung erfolgt ist. Eine solche formalistische Betrachtungsweise widerspricht 

dem erklärten Ziel des Gesetzes und untergräbt dessen Akzeptanz. 

Vor diesem Hintergrund besteht ein klarer gesetzgeberischer Anpassungsbedarf. Ziel einer 

Novellierung muss es sein, die Treffsicherheit der Leerstandsabgabe wesentlich zu erhöhen 

und sie konsequent auf tatsächlich spekulativen Leerstand auszurichten. Gleichzeitig sind 

sachlich gebotene Ausnahmen zu erweitern und klarer zu definieren, um Härtefälle zu 

vermeiden und unverhältnismäßige Belastungen einzelner Eigentümergruppen 

auszuschließen. 

Insbesondere erscheint es erforderlich, jene Fälle ausdrücklich von der Abgabe auszunehmen, 

in denen Wohnungen aus objektiven Gründen nicht nutzbar sind, sich in Sanierung befinden, 

trotz nachweislicher Bemühungen nicht vermietet werden können oder aus persönlichen 

Gründen – etwa aufgrund von Alter, Krankheit oder Pflegebedürftigkeit – nicht vermietet 

werden können. Ebenso sind Vorsorgewohnungen für Kinder, Wohnungen im 

Verlassenschaftsverfahren, denkmalgeschützte Objekte, Wohnungen mit absehbarem 
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Eigenbedarf sowie Immobilien in einem ernsthaften Verkaufsprozess sachgerecht zu 

berücksichtigen. 

Eine wesentliche Korrektur ist zudem bei der Definition der Abgabepflicht selbst 

vorzunehmen: Entscheidend muss die tatsächliche Nutzung oder Vermietung einer Wohnung 

sein, nicht bloß deren melderechtliche Erfassung. 

Gelingt es nicht, die Treffsicherheit derart zu erhöhen, dass nur der rein spekulative Leerstand 

getroffen wird und die Wirksamkeit durch notwendige Evaluierungsmaßnahmen 

nachzuweisen, so wird die Aufhebung der Leerstandsabgabe notwendig werden. 

 

 

Geforderte Ergänzungen des Ausnahmekatalogs (ZAG) 

 Sanierungs- und Instandsetzungsphase 

o Befreiung für Wohnungen während nachweislicher Sanierungs- oder 

Instandsetzungsarbeiten 

o Nachweis durch Rechnungen, Angebote oder Handwerkerbelege 

 Nicht-Vermietbarkeit trotz ernsthafter Bemühungen 

o Befreiung bei nachweislicher Vermietungsabsicht (z. B. Inserate) 

o Voraussetzung: Angebot zu ortsüblichem Mietzins über mindestens 6 Monate 

o Ziel: Vermeidung von Doppelbelastung (Mietausfall + Abgabe) 

 Unzumutbarkeit der Vermietung 

o Befreiung bei persönlicher Unzumutbarkeit der Vermietung 

o Insbesondere bei: 

 Alter 

 Krankheit 

 körperlicher oder geistiger Beeinträchtigung 

o Berücksichtigung des organisatorischen und finanziellen Aufwands sowie des 

Vermietungsrisikos 

 Vorsorgewohnungen für Kinder 

o Befreiung für Wohnungen, die für zukünftige Nutzung durch Kinder vorgesehen 

sind 

o Beschränkung: 
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 maximal eine Wohnung pro Kind 

 optional Altersgrenze (z. B. bis 40 Jahre) 

o Begründung: Mietrechtliche Bindungen (insb. Mindestbefristung) verhindern 

kurzfristige Vermietung 

 Wohnungen im Verlassenschaftsverfahren 

o Befreiung für die Dauer eines laufenden Verlassenschaftsverfahrens 

o Begründung: eingeschränkte Verfügungs- und Nutzungsmöglichkeiten 

 Denkmalgeschützte Objekte 

o Befreiung für Gebäude mit Denkmalschutz 

o Begründung: 

 erhöhte Sanierungsanforderungen 

 eingeschränkte Vermietbarkeit 

 Vermeidung einer unverhältnismäßigen Doppelbelastung 

 Zeitnah geplanter Eigenbedarf 

o Befreiung bei absehbarer Eigennutzung (z. B. innerhalb von 3 Jahren) 

o Berücksichtigung der verlängerten Mindestbefristung im Mietrecht (5 Jahre) 

o Ziel: Vermeidung erzwungener langfristiger Vermietung entgegen Eigenbedarf 

 Immobilien im Verkaufsprozess 

o Befreiung für Wohnungen in einem ernsthaften Verkaufsprozess 

o Nachweis durch: 

 Maklerauftrag 

 Inserate / Exposé 

 dokumentierte Besichtigungen 

o Gleichstellung mit Bauträgerregelung (derzeit nur für Neubauten) 

 


